Bericht aus dem Kreistag – Sitzung am 14.11.2011

Mangelndes Demokratieverständnis und Vasallentreue 

von Dr. Hans Jennes

Die Kreistagssitzung des Hochtaunuskreises am Montag, den 14. November 2011, zeichnete sich vornehmlich durch ein mangelndes Demokratieverständnis der Koalitionspartner (CDU/SPD) und eine devote Haltung der Fraktionsführung der SPD gegenüber ihrem Koalitionspartner aus.

· Haushaltsjahr 2012 und PPR-Kreuzung

Was war geschehen? Auf der Tagesordnung der Sitzung stand das Einbringen der Haushaltssatzung des Hochtaunuskreises für das Haushaltsjahr 2012. Die Einbringunsrede sollte durch den Landrat Herrn Krebs erfolgen. Im Ältestenrat war vereinbart worden, dass auf eine anschließende Aussprache zu verzichten sei. 

Zum Zeitpunkt dieser Vereinbarung war offensichtlich noch nicht bekannt, dass der Kreis plane, die Kreisumlage um 1% zu erhöhen, um alle Gemeinden an der Finanzierung der Planungsgesellschaft für den PPR-Tunnel zu beteiligen. Unter dem Eindruck dieser vorgesehenen Erhöhung beantragte die Fraktion der Grünen am Anfang der Sitzung jedoch eine Aussprache im Plenum des Kreistages, die der Einbringung folgen sollte. CDU und SPD lehnten dieses Ansinnen vehement ab und auch FWG und FDP konnten sich dem Antrag der Grünen nicht anschließen. Es führte jedenfalls dazu, dass die Sitzung für fast 1 Stunde unterbrochen  wurde, damit sich der Ältestenrat zur Beratung über den Antrag zurückziehen konnte. Trotzdem gab es keine Einigung. Die Grünen zogen daraufhin ihren Antrag zurück und die Einbringung des Haushaltes 2012 erfolgte ohne anschließende Aussprache.

Hatten die Koalitionspartner in der Kreistagssitzung am 19. September 2011 bereits verbissen ihren kurzfristig eingebrachten Antrag zur Gründung einer Planungsgesellschaft, deren einzig vorgegebene Aufgabe die Lösung der Verkehrsprobleme an der PPR-Kreuzung in Dornholzhausen mittels eines monströsen Tunnels, dessen Finanzierung in den Sternen steht, fest zu klopfen. Kostengünstigere Varianten sollten erst gar nicht in Betracht gezogen werden - die Lieblingsidee von Jürgen Banzer (CDU/ehemaliger Landrat). Die SPD konnte der Verlockung nicht widerstehen, wurde ihr jedoch der Geschäftsführerposten in der Planungsgesellschaft angedient. Mit Speck fängt man bekanntlich Mäuse. 

Die Fraktion der Grünen nutzte die letzte Kreistagssitzung um sich vom Landrat die genauen Aufgaben dieser Planungsgesellschaft nochmals erläutern zu lassen. Er nannte neben dem Tunnel, die Tangente West und ein Hochgeschwindigkeitsnetz für die Datenübertragung im Hochtaunuskreis. Wohlgemerkt, er sprach von einem Tunnel und nicht von einer verkehrstechnischen Lösung an der PPR-Kreuzung. Die Nennung weiterer Punkte hatte sicher den Zweck auch bisherige Skeptiker mit ins Boot zu holen.

Nach den ersten Vorstellungen müsste neben dem Kreis auch die Stadt Bad Homburg in eine Planungsgesellschaft eingebunden werden. Aber hier gibt es für die Tunnelfanatiker bereits die erste Hürde, da Bad Homburg unter ihrem Oberbürgermeister Korwisi eine kostengünstigere Lösung anstrebt, durch Veränderung der Fahrspuren und eine intelligente Ampelsteuerung. In der ersten Phase hat dies den Verkehrsfluss bereits um 27% verbessert. Grund genug, um für Landrat Krebs (CDU) den Hammer aus der Tasche zu holen und der Stadt Bad Homburg mit dem Entzug der Planungshoheit zu drohen. Dies hatte der Landrat bereits vor der Kreistagssitzung am 14.11.11 der Presse mitgeteilt. 

Ist das alles nur Schaumschlägerei für den bevorstehenden Landratswahlkampf oder steckt mehr dahinter? Wollen sich CDU – Politiker auf Kosten der Bevölkerung ein Denkmal setzen? Will man einem Baukonzern ein lukratives Geschäft zuschanzen? Möchte man nach dem Kreiskrankenhaus windigen Investoren ein weiteres ppp-Projekt anbieten?  Oder spielen mehre der zuletzt genannten Gesichtspunkte eine Rolle? 

· Änderung der Kostenbeitragssatzung für Kindertagespflege.

Mit großer Mehrheit des Kreistages wurde die Erhöhung der Kostenbeiträge um 30% (Steigerung von € 1,30 pro Kind und Stunde auf € 1,70) für die Kindertagespflege durchgewinkt. Die beiden Abgeordneten der Partei DIE LiNKE stimmten gegen eine  Erhöhung. Stefanie Lohnes bemängelte in ihrer Rede vor allem, dass die Erhöhung pauschal ohne Berücksichtigung der finanziellen Lage der Eltern erfolgte. Eltern mit geringem Einkommen müssten die gleichen Beträge entrichten, wie Eltern mit hohem Einkommen.

· Antrag auf Änderung der Geschäftsordnung durch den 
Abgeordneten der PIRATEN.

Michael Geurts von den PIRATEN hatte den Antrag eingebracht, dass auch Parteien mit nur einem Abgeordneten im Kreistag in den Ausschüssen Rederecht eingeräumt werden sollte. Ein Recht, dass im Juni dieses Jahres auf Antrag der FWG auch den Abgeordneten der Partei DIE LiNKE eingeräumt wurde. Eigentlich war man sich im Juni einig, dass dies auch so gehandhabt werden sollte. Nur im Antrag war die Formulierung „Gruppe“ verwendet worden und dies trifft auf einzelne Abgeordnete nicht zu. Alle Parteien im Kreistag außer CDU/SPD waren sich einig, dass mit einer einfachen Korrektur das Problem aus der Welt zu schaffen sei. Mit einem dubiosen Hickhack an Argumenten haben CDU/SPD und der Kreistagsvorsitzende Manfred Gönsch (SPD) dies jedoch verhindert. 

· Übernahme  eines SÜWAG-Aktienpaketes durch Kreis und 
Kommunen.

Auf Antrag von CDU/SPD wurde der Kreisausschuss gebeten, die Möglichkeiten der Übernahme eines Aktienpaketes der SÜWAG durch Kreis und Kommunen des Hochtaunus zu prüfen. Mit großer Mehrheit wurde der Antrag gebilligt. Nur FDP und PIRATEN verweigerten sich. 

Dies ist jedoch noch kein Freibrief für den Kauf. Das Ziel von CDU und SPD ist sicher nicht die Kommunalisierung der Energiewirtschaft, sondern ihre Überlegungen gehen nur in die Richtung, sich an einem privatwirtschaftlich geführten Unternehmen zu beteiligen, auf dem die demokratischen Institutionen keinen Einfluss haben. Hier ist also in Zukunft Vorsicht geboten.

· Bemerkungen zur Koalition im Kreistag

Die SPD war während der gesamten Kreistagssitzung nur als ein Anhängsel der CDU wahrnehmbar. Mit der SPD hat die CDU im Hochtaunuskreis jedenfalls einen gefügigen und treuen Vasallen um den sie sich in den nächsten vier Jahren keine Sorgen machen muss. Es sei denn, es geschieht ein Wunder und die SPD – Basis opponiert.

